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KIRCHLICHES ARBEITSGERICHT 

 
 

 Protokoll 
 

über die öffentliche Sitzung in Stuttgart am 23.03.2026 
 
 
Anwesend: 
Vorsitzender Richter: Herr Dr. Mayerhöffer 
Beisitzende Richter: Herr Hitzel und Herr Streck 
 
Von der Hinzuziehung eines Urkundsbeamten der Geschäftsstelle wurde abgesehen. 
 
 
 
In dem kirchlichen Arbeitsgerichtsverfahren 
 
 
Herr  70597 Stuttgart 

Kläger 
 
 

gegen 
 
 
Wahlvorstand der Bistums-KODA Wahl 12. Amtsperiode, vertr. durch die Vorsitzende 

                      
      Beklagter  

 
 
Proz.Bev.:  
 
 
 
Dienstnehmerseite der Kommission zur Ordnung des diözesanen Arbeitsvertrags-
rechts, vertr. durch die Sprecherin  

 
Beigeladene 

 
 
 
 

wegen: Wahlanfechtung 
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erschienen bei Aufruf:  
 
 
Für den Kläger:   
 
Für den Beklagten:  (Vorsitzende Wahlvorstand KODA-Wahl)  
mit Rechtsanwalt  
 
Für die Beigeladene:  (Sprecherin der KODA Dienstnehmerseite) 
 
 
Der Vorsitzende führte in den Sach- und Streitstand ein. 

 

Mit den Parteien werden die einzelnen Streitpunkte ausführlich erörtert. 

 

Der Vorsitzende erklärt, dass nach Auffassung des Gerichts die mündliche 

Verhandlung für die Beurteilung der Rechtsfragen nichts Abweichendes zum 

bisherigen Parteivorbringen ergeben hat. Aufgrund des Parteivorbringens war es 

nicht erforderlich, die betroffenen Mitarbeiterinnen als Zeuginnen zu hören, um 

beurteilen zu können, welche Aufgaben die Mitarbeiterinnen zu erbringen haben. Die 

auszuübenden Tätigkeiten sind nicht im Streit, sondern deren rechtliche Beurteilung. 

Aufgrund dessen weist das Gericht die Parteien darauf hin, dass das Gericht die 

streitigen Rechtsfragen vorberaten hat und zu diesen die nachfolgend näher 

dargelegte Rechtsauffassung vertritt. 

Entgegen dem klägerischen Vorbringen kann nicht von einem Verstoß gegen den 

Öffentlichkeitsgrundsatz ausgegangen werden. Die Bistums-KODA-Wahlordnung 

sieht nur für die auf den Wahltag folgende Stimmauszählung durch den 

Wahlvorstand vor, dass diese öffentlich zu erfolgen hat (§ 11 Abs. 2 u. 3 Bistums-

KODA-Wahlordnung). 

 

Obwohl es für die Entscheidung des Verfahrens nicht darauf ankommt, weist das 

Gericht darauf hin, dass die bisherige Form des Wählerverzeichnisses, 

alphabetische Gliederung nach der Dienststelle, die Gefahr beinhaltet, dass es zu 

Mehrfacheinträgen bei Mitarbeitern, die bei mehreren Einrichtungen jeweils in Teilzeit 

beschäftigt sind.  

Der Kläger hat eine Zusammenstellung vorgelegt, wonach in über 650 Fällen eine 

Namensgleichheit besteht. Da das Wählerverzeichnis nach Dienstgebern gegliedert 

ist, bedarf es einer besonderen Kontrolle, damit es nicht dazu kommen kann, dass 

ein Mitarbeiter mehr als einmal seine Stimme abgeben kann. Ob ein solcher Fall 

vorgekommen ist, war nicht Gegenstand der gerichtlichen Prüfung. 

 

Betreffend der Mitarbeiterin Frau   (Kirchenpflegerin  

):  
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Nach § 6 Abs. 1 S. 7 Bistums-KODA-Wahlordnung sind leitende Mitarbeiter nach § 3 

Abs. 2 MAVO weder aktiv noch passiv wahlberechtigt.  

Ein Kirchenpfleger ist kraft Gesetzes (§ 21 Abs. 2 Nr. 2 Kirchengemeindeordnung) 

Mitglied des Kirchengemeinderats mit beratender Stimme. Der Kirchengemeinderat 

ist das Organ, das zur gesetzlichen Vertretung des Dienstgebers berufen ist (§ 17 

Kirchengemeindeordnung). Jedes Organmitglied, selbst ein einfaches und nicht 

stimmberechtigtes Mitglied, ist in die Verantwortung eingebunden. Die Auffassung 

des Gerichts entspricht der überwiegenden Ansicht in der Literatur (so z.B. 

Beyer/Freiburger Kommentar § 3 Rn.42).  Auch ein (nur) beratendes Mitglied nimmt 

schon mit der ihr eingeräumten Beratungsmöglichkeit Einfluss auf Entscheidungen. 

 

Betreffend die Mitarbeiterinnen  und : 

Im Hinblick auf die Mitarbeiterin  wäre die Klage nicht begründet, da die 

Mitarbeiterin im ausgelegten Wählerverzeichnis aufgeführt war (Seite 65), der Kläger 

hat insoweit jedoch keinen Einspruch gegen das Verzeichnis innerhalb der 

Einsichtsnahmefrist erhoben und ist deshalb mit seiner Rüge ausgeschlossen (§ 6 

Abs. 3 Bistums-KODA-Wahlordnung). 

 

Im Hinblick auf die Mitarbeiterin  kommt das Gericht zu einer anderen 

Beurteilung. Der Kläger hat am 16.7.2025 Einspruch gegen deren passives 

Wahlrecht erhoben, der vom Generalvikar mit Entscheidung vom 22.7.2025 

zurückgewiesen worden ist. 

Das Gericht weist in diesem Zusammenhang auf die Entscheidung des Kirchlichen 

Arbeitsgerichtshofs vom 17.7.2015 (M 14/2014) hin. Diesem Urteil lag die 

Entscheidung über die Frage zu Grunde, ob Kindergartenleiterinnen für die 

Mitarbeitervertretung passiv wählbar sind (§ 8 Abs. 2 MAVO). Der Arbeitsgerichtshof 

hat dazu ausgeführt, dass es für die Beurteilung nicht auf die Rechtsmacht im 

Außenverhältnis, sondern auf die Rechtsstellung im Innenverhältnis ankommt. Wer 

dauerhaft auf die Personalentscheidungen des Dienstgebers maßgeblich Einfluss 

nimmt, soll nicht zugleich Mitglied der Mitarbeitervertretung sein können. Bei der 

Beurteilung müsse berücksichtigt werden, dass die Leitung eines kirchlichen 

Kindergartens maßgeblich die Arbeit in der Einrichtung prägt. So gehöre zu den 

typischen Kernaufgaben der Kindergartenleitung neben der pädagogischen Leitung 

auch die umfassende Führung und Förderung der pädagogischen Mitarbeiterinnen 

und Mitarbeiter. Diese verantwortungsvolle und exponierte Stellung erstreckt sich in 

der Regel auch auf die personellen Angelegenheiten in der Einrichtung wie zum 

Beispiel Beförderungen, Versetzungen Abmahnungen, Kündigungen und anderes. 

Derartige Maßnahmen werden gewöhnlich auf Initiative der Kindergartenleitung und 

in enger Abstimmung mit ihr ergriffen, ungeachtet der Tatsache, dass die 

Letztverantwortung und die rechtliche Befugnis zur Außenvertretung typischerweise 

den vertretungsberechtigten Organen des Rechtsträger obliegt. 
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Die Dienstordnung für die pädagogisch tätigen Mitarbeiterinnen in 

Tageseinrichtungen für Kinder (Kindergarten) in der Diözese Rottenburg-Stuttgart 

regelt in § 15 Abs. 1 Nr. 3 die Aufgaben der Einrichtungsleitung im Hinblick auf die 

Personalführung. Danach umfasst diese u.a. die unmittelbare Dienst- und 

Fachaufsicht, die Personaleinsatzplanung, die Mitwirkung bei der Auswahl von 

neuem Personal, die Durchführung von den wöchentlichen Dienstbesprechungen, 

das Führen von Mitarbeitergesprächen, die Erstellung von Zeugnis- und 

Beurteilungsentwürfen. 

Aus dieser Zusammenstellung wird deutlich, dass die Leitung prägenden Einfluss auf 

Personalangelegenheiten nimmt und sich somit, wie der Kirchliche Arbeitsgerichtshof 

in seiner Entscheidung ausgeführt hat, sich als „verlängerter Arm“ des Dienstgebers 

darstellt. 

Betreffend die Mitarbeiterin : 

Im Hinblick auf deren passives Wahlrecht kann auf die obige Darstellung für 

Kindergartenleiterinnen verwiesen werden. Auch der Pflegedienstleitung obliegt die 

gesamte Personalplanung und -steuerung. Auch ohne eine ausdrückliche Regelung 

der Aufgaben in einer Ordnung für diesen Bereich sind deren Aufgaben völlig 

vergleichbar. 

 

Der Vorsitzende weist weiter darauf hin, dass bei dieser Sachlage das Gericht in 

seiner Entscheidung die Wahl vom 18. November 2025 für ungültig erklären muss 

und die Wahl für die Dienstnehmerseite der Bistums-KODA zu wiederholen ist. 

Allein aufgrund der großen Anzahl von Wahlberechtigten ist die Wahl mit einem 

erheblichen personellen und finanziellen Aufwand verbunden.  

Es ist weiter zu berücksichtigen, dass in der abgelaufenen Wahlperiode keine 

Bedenken gegen die Wählbarkeit von Leiterinnen einer Kindertagesstätte oder einer 

Pflegeeinrichtung erhoben worden sind. Dies gilt nicht nur für den Bereich der 

Diözese Rottenburg-Stuttgart. Deutlich gemacht werden kann dies anhand der 

Wahlunterlage für die Wahl der Mitarbeitervertretungen 2026 im Bereich der 

verfassten Kirche der Erzdiözese Freiburg (Anlage 1 zum Protokoll). Der 

Wahlunterlage kann bezüglich der Wählbarkeit von Leiterinnen von 

Kindertagesstätten entnommen werden „Neu! Sie dürfen nicht (mehr) in die MAV 

gewählt werden, § 8 Abs. 2 Satz 2 MAVO“. 

 

Auf Frage des Gerichts erklärte der Kläger, mir geht es mit meiner Klage darum, die 

Rechtsfragen geklärt zu wissen. In erster Linie geht es mir darum, dass sich solche 

Fehler nicht wiederholen. Er komme auch damit zu Recht, wenn es für diese Wahl 

bei den gewählten Mitarbeiterinnen bleibt, aber es müsse sichergestellt sein, dass 

sich vergleichbare Fehler nicht mehr wiederholen können. 
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Er erklärt weiter, er sei auch mit einer vergleichsweisen Regelung einverstanden, 

sofern seinem Anliegen damit Genüge getan wird. 

 

Der Vorsitzende erklärt hierauf, die Streitgegenstände können nicht von den Parteien 

im Rahmen eines gerichtlichen Vergleichs geregelt werden. Eine Wiederholung der 

Wahl kann nur dadurch verhindert werden, wenn der Kläger bereit wäre, seine Klage 

zurückzunehmen. 

Das Gericht erklärt hierauf, es sei für den Fall einer Klagerücknahme bereit, das 

Protokoll über die heutige Hauptverhandlung dem Generalsvikar der Diözese 

zuzuleiten, damit der Generalvikar auch ohne Urteil die Rechtsauffassung des 

Kirchlichen Arbeitsgerichts zu diesen Fragen zur Kenntnis bekommt, damit bei der 

nächsten Wahl dies berücksichtigt wird. 

Der Kläger erklärt, darüber hinaus liege er Wert darauf, dass auf der Homepage des 

kirchlichen Arbeitsgerichts das Protokoll der heutigen Hauptverhandlung eingestellt 

wird, damit auch auf diese Weise die Rechtsauffassung des Kirchlichen 

Arbeitsgerichts erkennbar gemacht werden kann. 

Das Gericht erklärt, dies sei möglich, wobei die Namen der betroffenen 

Mitarbeiterinnen unkenntlich gemacht werden. 

 

Die Parteien bitten um Unterbrechung der mündlichen Verhandlung, um den 

gerichtlichen Vorschlag untereinander und miteinander beraten zu können. 

 

Die mündliche Verhandlung wird unterbrochen. 

 

Nach Fortsetzung der mündlichen Verhandlung erklären die Parteien 

übereinstimmend: 

wir sind mit dem gerichtlichen Vorschlag einverstanden. 

 

Der Kläger erklärt hierauf: ich nehme meine Klage vom 30.12.2025 zurück. 

Vorgelesen und genehmigt 

 

Beschlossen und verkündet 

1. Das Verfahren wird eingestellt. 

2. Verfahrenskosten vor dem Kirchlichen Arbeitsgericht werden nicht erhoben. 

 

Dr. Mayerhöffer 
Vorsitzender Richter am Kirchlichen Arbeitsgericht 




